Bekanntmachung

über ein ergänzendes Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB zum
Bebauungsplan „Wasen III, 5. Änderung“
Der Bebauungsplan Wohngebiet „Wasen III“, 5. Änderung wurde am 26.07.2017 durch den Gemeinderat der Gemeinde Dotternhausen als Satzung beschlossen und beim Landratsamt Zollernalbkreis angezeigt. Der Gemeinderat hat am 12. Dezember 2018 in öffentlicher Sitzung einen Beschluss über die Durchführung eines ergänzenden Verfahrens nach § 214 Abs. 4 BauGB beschlossen. Grund hierfür ist ein Formfehler bei der damals durchgeführten Öffentlichkeitsbeteiligung. Eine solche Verletzung der Vorschriften über die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist laut § 214 Abs. 1 Nr. 2 BauGB für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlich. Im Rahmen des ergänzenden Verfahrens nach § 214 Abs. 4 BauGB soll eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung und daran anschließend ein nochmaliger Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB durchgeführt werden. 
Für den Planbereich ist der Entwurf des Bebauungsplanes vom 14. Juli 2017 maßgebend. Er ergibt sich aus folgendem Kartenausschnitt:
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Ziele und Zweck der Planung

Der Änderungsbereich betrifft den Geltungsbereich der Bebauungsplanerweiterung aus dem Jahr 2014. 

Anlass der Bebauungsplanänderung ist die erst im Jahr 2017 durchgeführte amtliche Katastervermessung. Diese wurde notwenig um die Besitzverhältnisse der neu geschaffenen Baugrundstücke zu regeln. Da die Wasenstraße zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans in Bereichen noch nicht ausgemarkt war, besteht nun eine Diskrepanz zwischen der amtlichen Vermessung bzw. der tatsächlichen Nutzung und der Geometrie des zeichnerischen Teils des Bebauungsplans. So befinden sich planungsrechtliche Festsetzungen, wie das Pflanzgebot 2 im Bereich der bestehenden Straße.

Ziel der Bebauungsplanänderung ist deshalb die Korrektur und Berichtigung dieser Diskrepanzen um eine geregelte Bebauung des Plangebiets sicherzustellen.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans besitzt eine Größe von ca. 1760 m² und umfasst Teile der Flurstücke 403/10, 403/11 und 403/100.
Bebauungsplanverfahren
Das Bebauungsplanverfahren wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. Durch die geringfügige Änderung des Bebauungsplanes werden die Grundzüge der Planung gemäß § 13 Abs. 1 BauGB nicht berührt.

Zudem werden gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB durch die Änderung des Bebauungsplanes die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet.

Außerdem bestehen gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 BauGB durch die Änderung keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Bauchstabe b genannten Schutzgüter.
Ferner wird im vereinfachten Verfahren auf die Umweltprüfung, den Umweltbericht sowie die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung verzichtet.
Öffentlichkeitsbeteiligung
Durch die Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB wird von einer frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB abgesehen und den betroffenen Bürgern und Behörden im Rahmen der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
Die Öffentlichkeitsbeteiligung findet in Form einer Planauflage
vom 17.01.2019 bis zum 18.02.2019
im Rathaus der Gemeinde Dotternhausen

statt. Die Unterlagen können während der üblichen Öffnungszeiten eingesehen werden.
Bestandteil der Auslegung ist der Lageplan des Bebauungsplans mit planungsrechtlichen Festsetzungen sowie eine dazugehörige Begründung.
Die gesamten oben genannten Unterlagen sind für die Dauer der öffentlichen Auslegung auf der Internetseite der Gemeinde Dotternhausen unter der URL

www.dotternhausen.de
abrufbar.
Anregungen können während der Auslegungsfrist im Rathaus schriftlich oder mündlich zur Niederschrift vorgebracht werden. Schriftlich vorgebrachte Anregungen sollten die volle Anschrift des Verfassers und gegebenenfalls auch die Bezeichnung des betroffenen Grundstücks enthalten.
Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollantrag) ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.
Dotternhausen, den 08.01.2019
gez. Monique Adrian
Bürgermeisterin
